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Verfassung des Kantons Solothurn (Auszug, exkl. Grundrechte) 
 
Vom 8. Juni 1986 

3.  Abschnitt:  Gliederung des Kantons 

III.  Gemeinden und Zweckverbände 

Art. 45  Stellung und Selbständigkeit der Gemeinden 
1 Die Einwohner-, Bürger- und Kirchgemeinden sind selbständige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 
2 Das Recht der Gemeinden, ihre Angelegenheiten selbständig zu regeln, ist im Rahmen von Verfas-
sung und Gesetz gewährleistet. Sie bestimmen ihre Organisation, wählen ihre Behörden, Beamten 
und Angestellten und erfüllen ihre Aufgaben selbständig. 
3 Jede Übertragung von neuen Aufgaben an die Gemeinden bedarf einer gesetzlichen Grundlage. 

Art. 46  Gemeindesteuern 
1 Die Einwohnergemeinden erheben auf der Grundlage der Staatssteuerveranlagung Steuern auf dem 
Einkommen und dem Vermögen der natürlichen Personen sowie auf dem Reingewinn und dem Kapi-
tal der juristischen Personen. 
2 Die Einwohnergemeinden können weitere Abgaben erheben, soweit das Gesetz es gestattet. 
3 Die Bürger- und Kirchgemeinden können Steuern auf dem Einkommen und Vermögen der natürli-
chen Personen sowie Personalsteuern erheben. 

Art. 47  Bestandes-, Gebiets- und Grenzänderungen 
1 Die Bildung, Vereinigung oder Auflösung und die Änderung im Bestand und Gebiet der Einwohner-, 
Bürger- und Kirchgemeinden bedürfen der Zustimmung der beteiligten Gemeinden und des Kantons-
rates. 
2 Grenzänderungen, die keine wesentliche Änderung im Gebiet der Gemeinde bedeuten, können 
durch Beschluss der beteiligten Gemeinden oder aus wichtigen Gründen auf Antrag einer dieser Ge-
meinden durch den Regierungsrat vorgenommen werden. Sein Entscheid kann von den beteiligten 
Gemeinden an den Kantonsrat weitergezogen werden. 

Art. 48  Zusammenarbeit, Zweckverbände 
1 Die Gemeinden können zur Erfüllung bestimmter Aufgaben Zweckverbände oder gemeinsame An-
stalten errichten, Verträge mit Gemeinden innerhalb und ausserhalb des Kantons abschliessen und 
sich an öffentlichen, gemischtwirtschaftlichen und privaten Unternehmungen beteiligen. 
2 Die Stimmberechtigten der beteiligten Gemeinden haben Anspruch auf Mitwirkung; das Gesetz regelt 
die Einzelheiten. 
3 Wenn regionale Aufgaben nur gemeinsam sinnvoll lösbar sind, kann das Gesetz die Gemeinden 
verpflichten, Zweckverbände zu bilden oder solchen beizutreten. 

4. Abschnitt: Staat und Kirche 

Art. 53 Grundsatz 
1 Die römisch-katholische, die evangelisch-reformierte und die christkatholische Kirche sind als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts anerkannt. 
2 Der Kantonsrat kann andere Religionsgemeinschaften, die Gewähr der Dauer bieten, öffentlich-
rechtlich anerkennen. 

Art. 54 Organisation 
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1 Die öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften organisieren sich in Kirchgemeinden. 
2 Die Kirchgemeinden können sich zu Synoden zusammenschliessen. 

Art. 55 Kirchgemeinden 
1 Die Kirchgemeinde umfasst alle in ihrem Gebiet wohnenden Angehörigen einer anerkannten Religi-
onsgemeinschaft. Die Kirchgemeinden erfüllen die weltlichen Bedürfnisse ihrer Konfession und weite-
re Aufgaben im Rahmen der innerkirchlichen Ordnung. 
2 Der Austritt aus einer anerkannten Religionsgemeinschaft kann jederzeit durch schriftliche Mitteilung 
an den Kirchgemeinderat erklärt werden. 
3 Die Kirchgemeinde kann niedergelassenen Ausländern das Stimm- und Wahlrecht gewähren. 

Art. 56 Synoden 
1 Die Synoden sorgen für die allgemeinen Anliegen ihrer Religionsgemeinschaft und ordnen gemein-
same Belange der Kirchgemeinden. 
2 Ihre Statuten unterliegen der Genehmigung durch den Regierungsrat. 

Art. 57 Verhältnis zum Kanton 
1 Die Kirchgemeinden unterstehen der Aufsicht, die Synoden der Oberaufsicht des Kantons. Die in-
nerkirchliche Selbstbestimmung ist gewährleistet. 
2 Die Gesetzgebung sowie die geltenden Staatsverträge und Konkordate bleiben vorbehalten. 
 


